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GSP.Z-01-202 Kapitel 4: Zusammen leben

Antragsteller*in: Thomas Poreski (KV Reutlingen)

Änderungsantrag zu GSP.Z­01

Von Zeile 201 bis 203 einfügen:
Kindeswohlgefährdung und vor sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche, zur Voraussetzung
werden. Regionale Netzwerke gegen jegliche, insbesondere auch sexualisierte Gewalt gegen Kinder
müssen flächendeckend aufgebaut und gesichert werden. Dazu gehören Standards für Prävention,
Personalausstattung, Fortbildungen sowie zur Fachlichkeit für Beratung und Therapie. In
Kinderschutzverfahren muss die nötige Qualifikation bei allen Beteiligten gesetzlich vorgegeben und
tatsächlich gewährleistet sein.

Begründung

Begründung: Es fehlt im bisherigen Entwurf neben der systemischen Ebene (Netzwerke gegen Gewalt) die
Dimension der Qualitätssicherung im Kinderschutz, also strukturelle Qualität (personelle Ressourcen und
Qualifikation) und Prozessqualität (Fachlichkeit und Fortbildung).
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